
Bundessozialgericht

A&ngßléäl■; Im Nan1en des Vo].kes

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Verkündet am

12.Juli 1966

Beklagten und Revisionsklägers;

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 12. Juli 1966 durch

Senatspräsident Dr. T e s m e r
— Vorsitzender —

Bundesrichter Dr. S t r a u B und

Bundesrichter 'Dr. B r 0 c k e ,
Bundessczialrichter E r n s t und

Bundessozialrichter H 6 n 1 e 1

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Lan—

: dessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 11. Juni 1964

' wird als unbegründet zurückgewiesen.

_Der Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Klägerin bezog schon während des Krieges eine Eltern—

rente nach ihrem im Jahre 1943 gefallenen Sohn Eugen. In

September 1945 beantragte sie die Weiter ah ung dieser
VRente. Dabei gab sie an, sie habe einen aus 6 Morgen

Eigenland und 7 Morgen Pachtland bestehenden landwirt—

schaftlichen Betrieb und ein KOlonialwarengeschäft und

verfüge über ein monatliches Einkommen von 120 RM. In

den Versorgungsakten ist daraufhin
am 15. September 1949

vermerkt, daß die Voraussetzungen für die Gewährung einer

Elternversorgung nach 5 10 des Landesversorgungsgesetzes

für Rheinland—Pfalz vom 18. Januar 1949 nicht erfüllt

sind.

Im März 1950 beantragte die Klägerin erneut die Gewährung

der Elternrente, wobei sie angab, sie habe sich 1947

einer Operation unterziehen müssen und könne keine schne—

ren Arbeiten mehr Verrichten. In dem ihr daraufhin vor»

gelegten Fragebogen gab sie als Einkünfte den Hictwert

ihrer eigenen Wohnung mit monatlich 15‚—— DM und Unter—
haltsleistungen ihres noch lebenden Sohnes im Eetrage .o;

20‚—— DM monatlich an. Alle übrigen Fragen, insbesondere

die Fragen nach eigenen und gepachtcten lic„cnschnftcn

sowie nach Einkünften aus einem Ceuerbebeb ich garden

verneint oder es wurde hinter die Frage ein Strich ge—
setzt. Der Bürgermeister hatte die Angaben im Pregcbogen

durch seine Unterschrift bestätigt. In dem da°aufhin

übersandten Antragsvordruck gab die Klägerin an, sie er«
halte für Mithilfe im elterlichen Betrieb Wilhelmine

W xxx:1imonatlich 20,—— DM und der Hietwert ihrer eigeza#

Wohnung betrage monatlich 10‚—— DM. Die Frage, ob sie zur
Einkommensteuer veranlagt werde, wurde von ihr verneint.

Der Bürgermeister bestätigte, daß diese Angaben geprüft

und für richtig oder glaubhaft befunden worden seien.

Ani die Frage nach der Größe des Betriebes und den Ein—
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künften der Familienangehörigen berichtete der Bürger—

meister zur Ergänzung des beigefügten Fragebogens am 30.

Harz 1952, der genannte Betrieb laufe noch auf den Namen

der verstorbenen Frau Wilhelmine Wüü■t■■g Witwe, deren

Schwiegertochter die Klägerin sei; eine Erbauseinanderset—

zung habe noch nicht stattgefunden. Aus der Landwirtschaft

und dem Geschäft würden die Klägerin und der in ihrem Haus—

halt lebende Sohn Oswald versorgt. Der Betrieb bestehe aus

1,58 ha Eigenland und 1,94 ha Pachtland, der Einheitswert

betrage 2.800,—— DM und für das Geschäft 690,—— DN. Als

Pachtzins seien jährlich 90‚—— DM zu zahlen. Daraufhin
gewährte das Versorgungsamt (Versorgh) mit bescheid vom

30. April 1952 der Klägerin vom 1. Oktober 1950 an Eltern—

rente unter Berücksichtigung eines sonstigen Einkommens

von monatlich 30‚—— DM. Die Rente wurde jeweils entspre-

chend den Änderungen der für die Elternrente im Gesetz

vorgesehenen Beträge neu festgestellt. In den am 20. April

1955 und 28. Januar 1959 ausgefüllten Fragebogen verneinte

die Klägerin wiederum die Frage nach Einkünften aus Gewer—

bebetrieb und Landwirtschaft. Der Aufforderung, den letzten

Steuerbescheid oder eine Bescheinigung des Finanzamts bei—

zufügen, kam die Klägerin nicht nach. Weitere durch eine

Anfrage im Februar 1959 ausgelöste Nachforschungen, ins—

besondere beim Finanzamt ergaben, daß die Klägerin für die

Jahre 1951 bis 7957 mit einem Einkommen aus Landwirtschaft
und Gewerbebetrieb im Betrage zwischen 3.000,—— und 5.000,——

DM jährlich zur Einkommensteuer veranlagt werden war. Das

VersorgA stellte nunmehr mit Schreiben vom 1. Juli 1959 die
Zahlung der Elternrente mit Ende Juli ein. Zu ihren Einkom—

mensverhältnissen erklärte die Klägerin in der Schreiben

vom 10. August und 4. November 1959, daß die Landuirtsciaft
und auch der Gewerbebetrieb seit Jahren von ihrem Sohn sta“d

betrieben würden. Das Finanzamt habe von dieser Tatsache auch

_Kenntnis gehabt. Es habe sie aber nicht anerkannt, weil die
Firma auf ihren Namen gelautet habe. Sie habe nun die Ummel—
dung beantragt, nachdem die Landwirtschaft bereits seit Anfang

_ 4 -
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1958 durch notariellen Vollzug der'Erbfolge auf ihren

Sohn übergegangen sei. Sie selbst besitze nur 1/2 ha

Eigenland‚ das übrige gehöre ihrem Sohn Oswald, der das

Land auch bewirtschafte, wozu sie schon aus gesundheit—

lichen Gründen nicht in der Lage sei. Die Umschreibung

im Grundbuch habe sich wegen der in der Gemeinde durch—

geführten Umlegung bis 1958 verzögert. Ihre Veranlagung

durch das Finanzamt sei bisher falsch gewesen, von ihr
laber nicht angefochten worden, weil sie die Eintragung

im Grundbuch für maßgebend gehalten habe. >— S‚1‚

Mit Zustimmung des Landesversorgungsamts (LVersorgA) er—

_
ließ das VersorgA am 6. Januar 1961 einen Berichtigungs—

bescheid gemäß 5 41 des Gesetzes über das Verwaltungs—
verfahren der Kriegsopferversorgung (VeerG), in dem die

in den Bescheiden vom 30. April 1952, 28. Januar und 17.

September 1953, 28. April 1955, 4. September 1956 und

16- AUGUSt 1957 ausgesprochene Bewilligung der Eltern—

rente als zweifelsfrei unrichtig aufgehoben und die El—

ternrente unter Zugrundelegung der Einkünfte aus dem

Lebensmittelgeschäft versagt wurde. Begründet wurde die

Berichtigung damit, daß die Einkünfte der Klägerin seit

1951 weit höher gewesen seien, als sie angegeben habe,

und die tatsächlichen Einkünfte aus ihrem Geschäft schon

bei der erstmaligen Feststellung hätten berücksichtigt

werden müssen. Die Elternrente sei nur bewilligt worden,

weil die Klägerin ihr tatsächliches Einkommen verschwie—

gen habe, obwohl sie in allen Bescheiden auf die Anzeige—

p£licht hingewiesen worden sei. Auch für die Zeit nach

dem im März 1960 vollzogenen Übergang des Lebensmittel—

geschäfts auf ihren Sohn Oswald bestehe kein Versorgungs—

"anspruch, da dieses Geschäft einen nicht unerheblichen

Gewinn abwerfe und der Einkommensverzicht zugunsten des

Sohnes gemäß 5 16 der Durchführungsverordnung zu @ 33 des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) bei der Feststellung der

Elternrente nicht berücksichtigt werden könne. Gleich—

zeitig wurde gemäß 5 47 Abs.
1

„

) VeerG die Erstattung der

» _5_
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zu Unrecht empfangenen Leistungen in Höhe von 7.120‚—— DM

angeordnet, weil die Klägerin der Versorgungsbehörde ihr

tatsächliches Einkommen verschwiegen habe. Der Wider—

spruch und die Klage, mit der nur noch die Aufhebung des

Erstattungsbescheides begehrt werden war, hatten keinen

Erfolg.

Auf die Berufung der Klägerin hat jedoch das Landessozial—

gericht (LSG) mit Urteil vom 11. Juni 1964 das Urteil des

Sozialgerichts (SG) und den Bescheid des VersorgA Koblenz

vom 6. Januar 1961 in der Fassung des Widerspruchsbeschei-

des vom 17. Juli 1961 aufgehoben, soweit er die Rückfor-

'derung von 7.120‚—— DM betrifft. Das LSG hat die Voraus—

setzungen des @ 47 Abs. 3 Buchst. a VeerG nicht als er—
füllt angesehen° Nach der ersten Alternative bestehe nur

dann eine Rückerstattungspflicht, wenn die Unrichtigkeit

des Bewilligungsbescheides darauf beruhe, daß der Empfän—

ger für die Entscheidung wesentliche Tatsach n wissentlich

falsch angegeben oder verschwiegen habe; dessen Verhalten

_
müsse also die Ursache für die Unrichtigkeit des erteilten

Bescheides sein. Im vorliegenden Falle beruhe die Nicht—

anrechnung des Einkommens aus dem Lebensmittelgeschäft,

die zur Unrichtigkeit des.Bewilligungsbescheides geführt
habe, aber nicht auf dem Verhalten der Klägerin, sondern

ausschließlich auf einer unzutreffenden Würdigung des dem

VersorgA bereits damals bekannten Sachverhalts. Die Klä—

gerin habe bei der Antragstellung im September 1945 den

landwirtschaftlichen Betrieb und das Kolonialwarengeschäft

ausdrücklich erwähnt. Zwar habe sie in dem späteren Antrag

nur noch ein aus dem Mietwert der eigenen Wohnung und der
Unterhaltsleistung ihres Sohnes bestehendes Einkommen im

Werte von 35‚—— DM angegeben, jedoch ergebe sich eindeutig

aus dem von dem Bürgermeister zur Ergänzung dieses Antrages
vorgelegten Bericht, in dem die Größe des landwirtschaftli—

chen Betriebes eingehend dargelegt und auch die Einheits—
werte für den landwirtschaftlichen Betrieb und das Geschäft

ausdrücklich angegeben worden seien, daß die Klägerin und
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ihr Sohn Oswald weiterhin aus dem landwirtschaftlicheh

Betrieb und dem Lebensmittelgeschäft versorgt worden'

seien. Dem VersorgA sei sonach schon zur Zeit der Pest—

' stellung der Elternrente bekannt gewesen, daß für die

Versorgung der Klägerin damals noch Einkünfte aus beiden

Betrieben zur Verfügung standen. Unter diesen'Umständen

könne ihrer Angabe über das nur aus dem Mietwert der

eigenen Wohnung und der Unterhaltsieistung ihres Sohnes

bestehende Einkommen in Höhe von 50‚—— DM, später 35,——DH

monatlich, keine Bedeutung beigemessen werden, die offen—

‘ sichtliche Unrichtigkeit dieser Angabe sei erkennbar

gewesen° Daß es sich nur um die unzulängliche Würdigung

des dem VersorgA bekannten Sachverhalts handelt, folge

auch aus der im Februar 1959 an die Gemeindeverwaltung

gerichteten Anfrage, in der das VersorgA unter Hinweis

auf den landwirtschaftlichen'Betrieb und das Kolonial—

warengeschäft der Klägerin um Feststellung des hieraus

erzielten Einkommens gebeten habe.

Eine Rückzahlungspflicht bestehe auch nicht nach der

zweiten Alternative desä 47 Abs. 3 Buchst. a VeerG;
denn die Klägerin habe auch nicht gewußt, daß ihr die

Elternrente nicht zugestanden habe. Unerheblich sei,

daß sie v0m Finanzamt sowohl wegen des landwirtschaft—

lichen Betriebes als auch wegen des Leben3mittelgeschäfts

zur Einkommensteuer veranlagt werden sei, wobei berück—

sichtigt werden müsse, daß das LVersorgA trotzdem die
_

vom Finanzamt der Klägerin zugerechnoten Einkünfte aus
dem landwirtschaftlichen Betrieb als nicht anrechenbar

bezeichnet habe. Um so mehr habe die Klägerin annehmen

dürfen, daß die Einkünfte aus der Landwirtschaft und aus
dem Kolonialwarengeschäft nicht als ihre Einkünfte, son—

dern als Einkünfte ihres Sohnes Oswald zu betrachten

seien. Diese Folgerung stütze sich einerseits darauf,

daß nach Ansicht der Klägerin das ursprünglich ihrem

Ehemann gehörende Lebensmittelgeschäft nach dessen Tode

im Jahre 1935 aufgrund gesetzlicher Erbfolge überwiegend

- 7 -.
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ihrem Sohn zugefallen sei, andererseits darauf, daß die

Klägerin auch wegen ihrer erheblich eingeschränkten Ar—

beitsfähigkeit habe annehmen dürfen, die Einkünfte aus

dem landwirtschaftlichen Betrieb und dem Lebensmittelge—

schäft gehörten ihrem Sohn OSWald‚ der die wesentliche

Arbeit geleistet habe. Schließlich sei die Erbauseinander—
setzung bezüglich des Nachlasses der Schwiegermutter, des
1933 verstorbenen Ehemannes und des 1943 gefallenen Sohnes

der Klägerin erst im November 1959 möglich gewesen. Bis

zu diesem Zeitpunkt habe die Klägerin nicht erkennen kön—

nen, welche Rechte ihr zustehen und wie sich diese auf

ihre Ansprüche nach dem BVG auswirken. Die für sie nicht

überschaubare tatsächliche und rechtliche Situation lasse
nicht die Feststellung zu, sie habe beim Empfang der Eltern—

rente gewußt, daß ihr diese nicht zugestanden habe. Es be—

stehe sonach kein Anspruch auf Erstattung der Elternrente

nach @47 Abs. 3 VeerG und der angefochtene Bescheid sei

insoweit nicht rechtmäßig. ‘

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Gegen das am 1. Juli 1964 zugestellte Urteil hat der Be-

klagte mit Schriftsatz vom 15. Juli 1964, beim Bundes-
sozialgericht (BSG) eingegangen am 16. Juli 1964, Revision

eingelegt und diese auch gleichzeitig begründet.

3r beantragt,

das Urteil des LSG Rheinland—Pfalz vom 11.
Juni 1964 aufzuheben und die Berufung gegen
das Urteil des SG Koblenz vom 18. Oktober
1961 als unbegründet zurückzuweisen.

In der Revisionsbegründung, auf die Bezug genommen wird,

rügt der Beklagte eine unrichtige Anwendung des 5 47 Abs. 3

VeerG. Er meint, die Unrichtigkeit des Bescheides beruhe

eindeutig auf dem Verhalten der Klägerin und nicht auf

einer unzutreffenden Würdigung des Sachverhalts durch das

- 8 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 -

VersorgA. Es stehe fest, daß die Klägerin Alleinerbin

des Lebensmittelgeschäfts gewesen und mit den Einkünften

aus diesem Geschäft zur Einkommensteuer veranlagt worden

sei. Sie sei sich also der Tatsache des Einkommensbezugs

aus diesem Geschäft bewußt gewesen und sie müsse sich

auch "als nur beschränkt am Rechtsleben teilnehmende

Person" der Bedeutung dieses Einkommens für die Ente

scheidung der Versorgungsbehörde im klaren gewesen sein,

wie sich insbesondere aus ihrem Schreiben v0m 22. März

1950 ergebe. Nach dem Grundsatz von Treu und Glauben habe

für die Klägerin eine Rechtspflicht bestanden, die we—

sentlichen Tatsachen offenzulegen. Sie sei dieser gesetz—

lichen Anzeigepflicht aber nicht nachgekommen, sondern

habe die ausdrückliche Frage nach dem Einkommen aus dem

Gewerbebetrieb mit "nein“ beantwortet. Schon dieser Um—

stand rechtfertige die Feststellung, daß die Klägerin

wesentliche Tatsachen im Sinne des @ 47 Abs. 3 VeerG

wissentlich verschwiegen habe. Es sei nicht zu verkcnncn,

daß sie solche Tatsachen in dem Bewußtsein, sie zu ver»

heimlichen, nicht angegeben habe. Sie habe das Einkorne

aus dem Gewerbebetrieb zur Erlangung eines Vorteile ver”

schwiegen. Dieser Feststellung könne das vom LSG über—

bewertete Schreiben des Bürgermeisters vom 50. März 195?

nicht entgegenstehen.

Die Klägerin beantragt, . ’ \ _ " ' .

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.

Sie schließt sich der Begründung des LSG an, welches die

Anwendbarkeit des 5 47 Abs. 5 Satz 2 Buchst. a VeerG
zutreffend verneint habe.

Die zugelassene Revision ist nach @ 162 Abs. 1 Nr. 1 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthaft und auch form—

und fristgerecht eingelegt und begründet worden ($@ 164,
166 SGG). Die Revision ist somit zulässig; sie ist aber

nicht begründet. '} V
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Streit besteht nur noch über die Rechtmäßigkeit des Be-

scheides vom 6. Januar 1961 in der Gestalt des Wider—

spruchsbescheides vom 17. Juli 1961, soweit er die Rück—

forderung der in der Zeit vom 1. Oktober 1950 bis zum
31. Juli 1959 gewährten Elternrente in Höhe von 7.120‚——DM

betrifft. Soweit in dem erwähnten Bescheid die früher
erlassenen Bescheide gemäß 5 41 VeerG aufgehoben und

die Elternrente versagt worden sind, ist er nämlich nicht

angefochten und damit verbindlich geworden.

Bei der im angefochtenen Bescheid ausgesprochenen Ver—

p£lichtung zur Rückerstattung der 7.120‚—— DM handelt es

sich um einen Verwaltungsakt ohne Dauerwirkung, dessen

Rechtmäßigkeit sich nach dem Recht richtet, das zur Zeit

der letzten Verwaltungssntscheidung, nämlich des Wider—

spruchsbescheides vom 17. Juli 1961, gegolten hat (vgl.

BSG 7, 8, 15 mit weiteren Hinweisen; SozR VeerG @ 47

Nr. 11). Maßgebend ist somit 5 47 Abs. 3 Buchst. a VeerG

idF des Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des

Kriegsopferrechts (1. NOG)vom 27. Juli 1960 (BGBl I 453).
Nach dieser Vorschrift besteht im Falle einer Berichti—

gung nach 5 41 VeerG nur dann eine Pflicht zur Rücker«
stattung der gewährten Leistungen, wenn die Unrichtigkeit

darauf beruht, daß der Empfänger Tatsachen, die für die

Entscheidung von wesentlicher Bedeutung gewesen sind,

wissentlich falsch angegeben oder verschwiegen hat oder

wenn er beim Empfang der Bezüge gewußt hat, daß sie ihm

nicht oder nicht in dieSer Höhe zustanden. Die gleichen

Voraussetzungen haben für die Rückerstattungspflicht auch

schon vor dem 1. NOG, seit Inkrafttreten des VeerG am
1._April 1955 gegolten.

Das LSG hat die Voraussetzungen des 5 47 Abs. 3 Buchst. a
VeerG nicht als erfüllt angesehen. Es hat zur ersten

Alternative dieser Vorschrift festgestellt, daß die Un—

richtigkeit der vom VersorgA erlassenen Bescheide nicht

auf den von der Klägerin angegebenen Tatsachen beruht,
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sondern auf einer unzulänglichen Würdigung der dem Ver—

sorgA bekannten Tatsachen. Es hat bei dieser Feststellung

nicht übersehen, daß die Klägerin bei ihrer Antragstel—
lung im März 1950 und später in den beiden Fragebogen.

nur den Mietwert der Wohnung und die Unterhaltsleistung

des Sohnes als Einkünfte angegeben hat. Seine Überzeu-

gung hat es vornehmlich aus den Tatsachen gewonnen, daß

die Klägerin bereits im September 1945 den landwirtschait—

lichen Betrieb und das Kolonialwarengeschäft angegeben

hat, aus denen sie ein Einkommen von monatlich 120,—— EN

‘ beziehe, daß in dem Bericht des Bürgermeisters vom 30.

.Närz 1952 das Geschäft und der landwirtschaftliche Be—
n_trieb erwähnt und beschrieben ist, aus dem die Klägerin

und ihr Sohn "versorgt" würden, und daß die Beklagte all

diese Tatsachen auch gekannt hat, wie aus der im Februar

1959 an die Gemeindeverwaltung gerichteten Anfrage hervor-

gehe. Aus diesen Gründen hat das LSG die Überzeugung ge—
wonnen, daß die Unrichtigkeit der früheren Bescheide

nicht auf den falschen Angaben der Klägerin bei der An—

tragstellung und später in den Fragebögen beruht. Zur

zweiten Alternative im @ 47 Abs. 3 Buchst. a VeerG hat

das LSG festgestellt, daß die Klägerin nicht gewußt hat,

daß ihr die Versorgungsbezüge nicht zustanden. Diese Eest—

stellung ist insbesondere daraui gestützt, daß die beiden

Betriebe nach dem Tode des Ehemannes und der Schwieger—

mutter der Klägerin in der Hauptsache deren Sohn zuwcfnl—

len sind, daß dieser wegen der seit 1947 erheblich cin—

geschränkten Arbeitsfähigkeit der Klägerin die uesent—'

lichen Arbeiten geleistet hat und daß die Klägerin unter

diesen Umständen die in den verschiedenen Betrieben er—
zielten Einkünfte als ihrem Sohn gehörig betrachtet hat,

zumal selbst das LVersorgA die vom Finanzamt bis zur
Erbauseinandersetzung der Klägerin zugerechneten Ein—

künfte aus der Landwirtschaft als nicht anrechenbar be—
zeichnet habe. '
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Diese zu den beiden Alternativen des 5 47 Abs’ } Buchst° a
VeerG getroffenen Feststellungen hat der Beklagte nicht

wirksam angegriffen° Mögen auch Bedenken angebracht sein,

soweit das LSG festge$allt hat, daß der Bescheid vom

500 April 1952 nicht auf den falschen Angaben beruht, und

mögen diese Bedenken auch insbesondere gegenüber der Fest-

stellung bestehen, daß auch die späteren Bescheide nicht

auf den Angaben der Klägerin beruhen, obwohl diese wiederum

in dem Fragebogen vom April 1955 falsche oder unvollständige

Angaben gemacht hat, so müSsen diese Bedenken dahingestellt

bleiben, denn die Revisionsbegründung des Beklagten läßt auch

bei noch so wohlwollender Auslegung keine wirksamen Verfahrens-

rügen gegen die vom lSG getroffenen Feststellungen erkennen°

Der Beklagte hat in der Revisionsbegründung als verletzte

Vorschrift nur den 5 47 Abs, } VeerG bezeichnet und dazu

vorgebracht, er vertrete nach wie vor die Auffassung, daß

die Ursache der Unrichtigkeit der Feststellungsbescheide
eindeutig_in dem Verhalten der Klägerin und nicht, wie vom

Berufungsgericht zu Unrecht festgestellt, in der unzutref—

fenden Würdigung des bereits zur Zeit der Bewilligung be-

kannten Sachverhalts durch die Versorgungsverwaltung zu

erblicken sei. Die in diesen Ausführungen angedeutete Rüge

einer fehlerhaften Beweiswürdigung durch das LSG (@ 128 SGG)

kann aber schon mangels jeglicher Substantiierung (@ 164

Abs° 2 Satz 2 SGG) nicht durchgreifen° Der Beklagte hat nur
zum Ausdruck gebracht, daß er anderer Auffassung sei als das

lSG und daß er deSsen Feststellung nicht billige; er hat aber
weder behauptet, daß und wodurch diese Feststellung fehlerhaft

zustande gekommen sein soll, noch hat er Tatsachen und Beweis-

mittel vorgebracht, die erkennen lassen, daß das ISC die Gren-

zen seines Rechts zur freien Beweiswürdigung überschritten hat

und zwangsläufig zu
einer anderweitigen Feststellung hätte

kommen müssen° Die Ausführungen des Beklagten erschöpfen sich

in der Aufzählung von Umständen, die seiner Ansicht nach gegen
die Feststellung des [SG sprechen, jedoch hat der Beklagte nicht

dargelegt, daß das LSG diese Umstände nicht beachtet hätte, so '
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daß insofern schon seine Beweiswürdigung fehlerhaft gewesen

wäre, oder daß das LSG aus den erwähnten Umständen zwingend

zu einer anderen Feststellung hätte kommen müssen° Das gilt

insbesondere insoweit, als der Beklagte darauf hinweist, daß

die Klägerin Alleininhaberin des Lebensmittelgeschäftes gewesen

uqd in den Jahren 1951 bis 1957 zur Einkommensteuer veranlagt

worden sei, Im übrigen verkennt der Beklagte, daß das LSG gar
nicht die Falschheit der Angaben der Klägerin bezw. das Ver—

schweigen Von Angaben bei der Antragstellung im Jahre 1950 und

zu den Fragebogen in Zweifel gezogen, sondern unterstellt hat,

Soweit der Beklagte daher Ausführungen zur Offenbarungspflicht

und dem Verschweigen der Klägerin macht, sind diese überhaupt

nicht geeignet, die Feststellung des LSG anzugreifen, daß trotz

dieses Verhaltens der Klägerin darauf die Unrichtigkeit des

D
..

Bescheides vom 30° April 1952 nicht beruht, sondern auf „er

Nichtbeachtung und unrichtigen Würdigung derjenigen Tatsachen,

die der Verwaltungsbehörde aus früheren Angaben der Klägerin und

späteren Eekundungen des Bürgermeisters bekannt geworden waren°

Gegen die zur zweiten Alternative des @47 Abs° } Buchst° a
VeerG getroffene Feststellung des LSG, daß die Klägerin auch

nicht gewußt hat, daß ihr die Elternrente nicht zusteht, hat

die Beklagte sich überhaupt nicht gewendet„ Sind aber die zu

den beiden Alternativen des © 47 Abs° } Buchst° a VeerG ge—
troffen n Feststellungen des LSG nicht oder ohne Erfolg ange—

griffen, so sind sie für das Reviäonsgericht bindend (@ 163
SSG)° Danach aber beruht die Unrichtigkeit des von der Ver-

sorgungsverwaltung erlassenen Bescheides vom 30. April 1952

und der *achfolgebescheide nicht auf den Angaben der Klägerin,

sondern auf einer unzulänglichen Würdigung eines bekannten Sach—

verhalts, und ferner hat die Klägerin beim Empfang der Bezüge

auch nicht gewußt, daß sie ihr nicht zustehen° Mit diesen Fest—

stellungen entfallen jedoch die tatsächlichen Voraussetzungen

für eine Anwendung des 5 A7 Abs° } Euchst° a VeruVGo Insoweit

ist die Rechtslage eindeutig und auch von keinem Beteiligten

in Zweifel gezogen werden,
.l
1

-.»
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‚Bei der Nachprüfung des Erstattungsbescheides hat das

LSG jedoch nur 6 47 Abs„ 3 Buchst' a VeerG in Betracht

gezogen, obwohl dieser Bescheid sich auch auf die vom
1° Oktober 1950 bis zum 31„ März 1955 gewährte Eltern-

rente erstreckt und die genannte Vorschrift erst am

1„ April 1955 in Kraft getreten ist„ Ob nun nach dieser

Vorschrift auch die Rückerstattungspflicht für die vor

dem 1° April 1955 zu Unrecht gezahlten Versorgungsbezüge

zu beurteilen ist (so BSG }, 25ü) oder ob sich diese nach
den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts richtet

(vgl° hierzu Urteil des erkennenden Senats vom 6° Oktober
1965 — 10 RV 215/63 — mit weiteren Hinweisen), kann dahin—
stehen° Denn auch bei Anwendung dieser Grundsätze ist der

Rückforderungsanspruch für die erwähnte Zeit unbegründet

und der Rückforderungsbescheid auch insoweit nicht recht—

mäßig° Nach diesen Grundsätzen ist als Voraussetzung für

eine Rückerstattungspflicht u„ao erforderlich, daß die

Unrichtigkeit der der Überzahlung zugrunde liegenden Ent—

scheidung nicht ausschließlich in den Verantwortungs—

bereich der Versorgungsverwaltung fällt„ Das trifft aber

nach den bindenden Feststellungen des LSG deshalb nicht

zu, weil<■e Unrichtigkeit des Bescheides vom 50. April

1952 und der Nachfolgebescheide nicht auf dem Verhalten

der Klägerin, sondern auf der unzutreffenden Würdigung

der auch der Verwaltungsbehörde bekannten Tatsachen

beruht° Unbeschadet der Auffassung über die Rechts-

‘grundlage für die Rückforderung von zu Unrecht gezahlten

Versorgungsbezügen für die Zeit vor dem 1° April 1955 war
im vorliegenden Fall also ein Rückforderungsanspruch des

Beklagten nicht begründet und der angefochtene Bescheid

mithin auch insoweit rechtswidrig° Das LSG hat diesen

daher mit Recht aufgehoben.
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Die Revision des Beklagten ist somit nicht begründet„ Sie war
daher zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 see.
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